
ehemaliger Chefjurist von IG Farben und — vor einem 
amerikanischen Militärgericht — freigesprochener Kriegs­
verbrecher, kennzeichnet unter diesem Gesichtspunkt 
die Annexion Polens als „voreilig“, also als völker­
rechtswidrig. Es ist demgegenüber bemerkenswert, daß 
in einer neueren westdeutschen Darstellung von G r a ß ­
m a n n 4  davon ausgegangen wird, daß die Annexionen 
der Nazis gültig gewesen seien, da das Internationale 
Militärtribunal und die ihm folgende Literatur zu Un­
recht von einer Debellation dann absähen, wenn noch 
außerhalb des Landes Kräfte bereitstanden. Es versteht 
sich von selbst, daß ein derartiger Autor die Wider­
standsbewegung überhaupt nicht beachtet.
Im übrigen kann aber der Streit zwischen den Imperia­
listen über die Voraussetzungen der Debellation und das 
damit verbundene Annexions„recht“ völlig auf . sich 
beruhen bleiben. Denn in Wahrheit gibt es natürlich 
mit und ohne diese oder jene Voraussetzung über­
haupt kein Recht auf Annexion. Das gilt auch bereits 
für die Zeit, in der der deutsche Faschismus und seine 
Verbündeten ihre Annexionsakte vollzogen. Seit der 
Großen Sozialistischen Oktoberrevolution, seit dem 
Friedensdekret vom 8. November 1917 ist dem imperia­
listischen Völkerrecht die demokratische Völkerrechts­
forderung entgegengestellt worden: Frieden ohne An­
nexionen und ohne Kontributionen. Zwischen dem Zeit­
punkt der Erhebung dieses Postulats und seiner end­
gültigen verbrieften Anerkennung als Völkerrechtsnorm 
in Art. 2 Ziff. 4 der UNO-Charta vom 26. Juni 1945 
liegt-ein Entwicklungsprozeß, in dem es sogar bereits 
ausdrückliche Festlegungen in bezug auf das Selbst­
bestimmungsrecht und damit auf das Annexionsverbot 
gab, die aber infolge des imperialistischen Widerstandes 
nicht allgemeinverbindlich wurden. Erinnert sei an das 
sog. Genfer Protokoll von 1924, die Beratungen der
6. Vollversammlung des Völkerbundes 1927 und die 
Beschlüsse der 6. panamerikanischen Konferenz von 
1928. Zu einer Anerkennung des Selbstbestimmungs­
rechtes und damit des Annexionsverbotes wurde die 
am 14. August 1941 zwischen dem amerikanischen Prä­
sidenten Roosevelt und dem britischen Premierminister 
Churchill vereinbarte Atlantik-Charta auf Grund der 
mit ergänzenden Vorbehalten grundsätzlich antifaschi­
stischen Charakters verbundenen Beitrittserklärung der 
Sowjetunion.
Noch ehe es jedoch zu dieser schriftlichen Festlegung 
kam, ist nach meiner Ansicht aber das Annexions­
verbot bereits von den Völkern als Rechtssatz durch­
gesetzt worden, und zwar in unmittelbarer Reaktion 
auf die von den Hitlerfaschisten seit 1938 praktizierte 
Annexionspolitik.
Das Völkerrecht entwickelt sich bekanntlich zu einem 
sehr erheblichen Teil als ungeschriebenes Gewohnheits­
recht, das oft erst nach einiger Zeit schriftlich festgelegt 
und kodifiziert wird. Nun trifft es zwar zu, daß völ­
kerrechtliches Gewohnheitsrecht normalerweise außer 
der Anerkennung durch die Großmächte und die Mehr­
zahl der Staaten überhaupt eine längere entsprechende 
Praxis voraussetzt, die sich gewöhnlich auch in ver­
schiedenen literarischen Äußerungen der Völkerrechtler, 
in Urteilen internationaler Gerichte und dergleichen 
widerspiegelt. Unter Berufung hierauf, d. h. auf das 
Fehlen eines solchen Zeitablaufs und solcher Äußerun­
gen, behauptet der Bonner Regierungsjurist Prof. 
S c h e u n e r, es sei unmöglich, im gegebenen Fall von ' 
der gewohnheitsrechtlichen Entwicklung eines neuen, 
demokratischen Völkerrechts zu sprechen, insbesondere 
in bezug auf das Annexionsverbot5. In einer Kieler 
Dissertation (1952) geht ein gewisser H a r d e r  noch 
weiter, indem er sich zum „Beweis“ dafür, daß ein 
Annexionsverbot selbst heute nicht bestehe, darauf be­
ruft, daß ja auch die „Annexion“ „Ostpolens“ durch die

4 Grassfnann, Die deutsche Besatzungsgesetzgebung während 
des 2. Weltkrieges, Tübingen 1958, S. 101 f.
5 vgl. Scheuner, Die Annexion im modernen Völkerrecht, Frie­
denswarte 1949, S. 81 fit.

Sowjetunion nach dem 2. Weltkrieg von allen Seiten 
widerspruchslos hingenommen worden sei. Das provo­
katorische Beispiel bedarf hier keiner ausführlichen 
Widerlegung. Es mag der Hinweis genügen, daß be­
kanntlich die Rückgabe der auf Grund des Gewalt­
friedens von Riga 1920 durch das damalige Polen an- «. 
nektierten belorussischen und ukrainischen Gebiete an 
diese Unionsrepubliken auf Grund eines sowjetisch­
polnischen Vertrages erfolgte. Es handelt sich also um 
die vertragliche Rückgängigmachung einer Annexion, die 
jetzt ihrerseits von den westdeutschen Annexionisten 
als Annexion hingestellt wird.

In Wahrheit aber können die normalen Voraussetzung 
gen für die Entstehung von Völkergewohnheitsrecht 
nicht auf eine Situation angewandt werden, in der die 
Völker entsprechend der Massivität des Angriffs sofort 
reagieren mußten und reagiert haben, indem sie sich 
in der Praxis des antifaschistischen Widerstandskampfes 
der Richtigkeit der Prinzipien des Friedensdekrets be­
wußt wurden. Der amerikanische Hauptankläger von 
Nürnberg, J a c k s o n ,  schreibt völlig richtig: „Jetzt 
stehen wir vor einem der seltenen Augenblicke, in 
denen das Denken, die Einrichtungen und die Gewohn­
heiten der Welt erschüttert sind von dem Stoß des Krie­
ges, der das Leben unzähliger Millionen getroffen hat. 
Wir sehen uns vor die schwere Verantwortung gestellt, 
daß unsere Haltung in dieser Zeit das Denken der 
Welt auf eine Stärkung der Gesetze des internationalen 
Verhaltens hinlenkt, um so den Krieg denen weniger 
reizvoll zu machen, die die Regierungen und das 
Schicksal der Völker in ihrer Gewalt haben“6. Diese am 
Ende des 2. Weltkrieges getane Äußerung trifft bereits 
auf den Beginn des Widerstandes der Völker gegen die 
Annexionspolitik Hitlers zu. Das ist keine — natürlich 
unstatthafte — Eliminierung der Staaten aus dem 
n o r m a l e n  Prozeß der Entwicklung des Völkerrechts 
und daher auch kein unzulässiges Wunschdenken, das 
etwa die Ergebnisse des Kampfes, die 1945 — in der 
UNO-Charta — zu dem sichtbaren Umbruch im gesam­
ten Völkerrecht führten, willkürlich vorverlegt. In der 
ungewöhnlichen historischen Situation, in die der 
deutsche Faschismus die Völker stürzte, wurde ihre 
Autorität während des Befreiungskampfes so groß, daß 
ihr Nein gegenüber den völkerrechtlichen Grundpositio­
nen der imperialistischen deutschen Aggressoren nor­
mative Kraft gewann, noch ehe es dank der Autorität 
der Sowjetunion auch von den übrigen Staaten der 
Anti-Hitler-Koalition bestätigt wurde. Sie mußten ihre 
Entscheidung sofort treffen und konnten nicht die Wei­
terbildung des seit dem Friedensdekret von 1917 bereits 
in Bildung begriffenen Rechts durch Richterspruch ab- 
warten. Als dieser Spruch dann in Nürnberg erging, 
war er nicht mehr rechtbegründend, sondern feststel­
lend, kodifizierend. Der bekannte amerikanische Straf­
rechtslehrer Sheldon G 1 u e c k von der Harvard-Uni­
versität sagt: „Das Hervortreten von Staaten mit einer 
Politik bewußter Rechtsverneinung, mit der Erfindung 
des .totalen“ Krieges im Dienste eines Programms der 
Weltversklavung zwingt zu einer realistischen Ver­
änderung nicht mehr passender Auffassungen und 
Prinzipien des Rechts“7. Infolgedessen kann man m. E. 
davon ausgehen, daß bereits im Ergebnis des unmittel­
baren Widerstands gegen die ersten Annexionen alle 
Annexionen in Hitlers Annexionskrieg völkerrechtlich 
unwirksam waren. Denn es handelte sich bei ihnen um 
die Vorwegnahme des erhofften verbrecherischen Erfol­
ges des von den Faschisten begangenen und von den 
Völkern verurteilten Verbrechens der Aggression. Recht­
lich gesehen waren alle diese Gebiete also nur das, was 
sie faktisch waren: zeitweise besetzte Gebiete; sie stan­
den als solche, obgleich sie von den Faschisten wie Be-

6 US Dep. of State International Conference on Military Trials 
(1949), S. 52 ff.
7 Glueck, War criminals — Their prosecution and punishment, 
1944, S. 13.
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